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Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

das Ministerium für Verkehr beantwortet die Kleine Anfrage wie folgt:

1 Wie ist der Stand der Planungen für den Radweg zwischen Ulm-Unterweiler und 
Ulm-Donaustetten entlang derL 240?

Die Planung des Radweges wurde per Vereinbarung der Stadt Ulm übertragen. 
Nach Angaben der Stadt befindet sich das Vorhaben im Stadium der Genehmi­
gungsplanung. Aufgrund von Grunderwerbsschwierigkeiten auf Grundlage der bis­
herigen Planung sind Umplanungen erforderlich.

2. Wie ist der Stand des Genehmigungsverfahrens und welche Behörde hat welchen 
Zeitraum seit Beginn des Verfahrens für die Bearbeitung benötigt?
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3. Wie ist der Stand des Grunderwerbs?

Frage 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwor­
tet.

Derzeit werden die erforderlichen Planungsänderungen zwischen der Stadt Ulm 
und dem Regierungspräsidium Tübingen abgestimmt. Eine rückblickende Auf­
schlüsselung einzelner Zeitbedarfe der beiden beteiligten Behörden Stadtverwal­
tung Ulm und Regierungspräsidium Tübingen ist im Detail nicht belastbar möglich. 
Die relativ lange Planungsdauer ist im Wesentlichen geprägt durch die besonders 
schwierigen Grunderwerbsverhandlungen sowie den damit nun einhergehenden 
erforderlichen Planänderungen.

4. Können für den Bau des Radwegs erforderliche Grundstücke enteignet werden 
und ist dies beabsichtigt

Enteignungen sind nur mit einem rechtskräftigen Planfeststellungsbeschluss mög­
lich. Die Beantragung und Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens ist 
nach Aussage der Stadt Ulm nicht beabsichtigt. Somit können die Grundstücke 
nur auf freiwilliger Basis erworben werden.

5. Wer ist für die Realisierung federführend verantwortlich ?

Die Stadt Ulm ist für die Realisierung federführend verantwortlich. Das Land Ba­
den-Württemberg als Straßenbaulastträger, vertreten durch das Regierungspräsi­
dium Tübingen, hat mit der Stadt Ulm eine Vereinbarung geschlossen, nach der 
die Stadt die Baumaßnahme im Benehmen mit der Straßenbauverwaltung durch­
führt. Die Stadt ist für die Planung, Ausschreibung, Vergabe, Bauüberwachung, 
Abrechnung und Vertragsabwicklung zuständig. Sie beantragt im Rahmen der Pla­
nung auch die erforderliche Freistellung von der Durchführung eines Planfeststel­
lungsverfahrens bei der Straßenbauverwaltung zur Erlangung des Baurechts. 
Hierfür sind die Einverständniserklärungen der Grundstückseigentümerinnen so­
wie die Zustimmung der Träger öffentlicher Belange erforderlich.
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6.

7.

Wann wurde mit der Planung begonnen?

Nach Angabe der Stadt Ulm wurde Anfang 2015 mit der Planung begonnen.

Welche Finanzmittel von welcher Gebietskörperschaft stehen seit welchem Haus­
haltsjahr zur Verfügung?

Die Maßnahme ist im Bauprogramm Radwege an Landesstraßen enthalten. Eine 
Finanzierung durch das Land kann, vorbehaltlich der Bereitstellung der Haushalts­
mittel, erfolgen, sobald die baurechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

Wann ist mit der Fertigstellung zu rechnen?

Aufgrund des ausstehenden Baurechts ist eine belastbare Aussage zum Baube­
ginn derzeit nicht möglich.

Mit freundlichen Grüßen

Winfried Hermann MdL 
Minister für Verkehr


